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Vorsorgekompass

Editorial

Wie sicher kann 
die Zukunft sein?

Wir Menschen beschäftigen uns oft 
mit der eigenen Zukunft. Sie ist unge­
wiss und niemand kennt den Ausgang. 
Nur haben viele diese Ahnungslosig­
keit nicht gern und wollen selber aktiv 
steuern, um Überraschungen zu 
vermeiden. Sie auch? Beim Vorsorgen 
tun Sie ja nichts anderes, als vorbeu­
gend handeln, damit Sie die (finan­
zielle) Zukunft mit einem sicheren 
Gefühl angehen können.

Wenn die Planungsgrundlagen 
unverändert bleiben, ist es einfacher. 
Das tun sie aber meist nicht. Men­
schen und ihr Umfeld entwickeln sich 
weiter und das führt zu Veränderun­
gen. Gesetzesanpassungen, neue 
Umwelteinflüsse oder Gesundheits­
probleme verlangen wichtige Ent­
scheide. Dabei schwingen auch immer 
Emotionen mit. Das zeigt sich gerade 
jetzt, wo die ganze Weltbevölkerung 
damit kämpft, ihre Gesundheit in den 
Griff zu bekommen. Ob alle Entschei­
de immer richtig sind und sich positiv 
in der Zukunft auswirken, zeigt sich 
erst später.

 In dieser Ausgabe beschäftigen 
wir uns ebenfalls mit möglichen 
Veränderungen. So werden bei der 
Besteuerung von Wohneigentum neue 
Anläufe für Verbesserungen genom­
men. Ob das gelingen wird, ist un­
sicher. Bei den längst fälligen Renten­
reformen wird noch immer nur dis­
kutiert und die Umverteilungsprobleme 
in der Pensionskasse bestehen weiter­
hin. 1e-Pläne sind zwar interessant 
und zielführend, lösen aber längst 
nicht alle PK-Probleme. Wenn Sie als 
Selbstständigerwerbender gelten, 
dann managen Sie Ihre Vorsorgerisi­
ken selber und entscheiden, was Sie 
absichern wollen und was nicht.  
Wir zeigen Ihnen, worauf Sie achten 
müssen. Wenn es um die Planung 
Ihrer finanziellen Zukunft geht, 
unterstützt Sie eine Finanzplanung 
optimal. Beim Geldanlegen liegt ein 
Erfolgsfaktor darin, nicht ständig auf 
jede Marktveränderung zu reagieren. 
Bleiben Sie geduldig und investiert, 
damit Sie die beste Zeit nicht verpas­
sen. Zudem zeigen wir Ihnen Instru­
mente, mit denen Sie bei der Weiter­
gabe Ihres Vermögens die Weichen für 
die Zukunft stellen. 

Behalten Sie den Überblick in 
unserem dynamischen Umfeld. Wir 
liefern Ihnen mit dieser Ausgabe wich­
tige Inputs dazu, damit Sie sich bei 
Ihren (Vorsorge)-Entscheiden sicher 
fühlen. Wir wünschen Ihnen eine 
spannende Lektüre und gutes Gelin­
gen bei der Gestaltung Ihrer Zukunft.
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Wie weiter mit dem  
umstrittenen Eigenmietwert?

Immobilien  Ob die Abschaffung des Eigenmietwerts näherrückt, ist noch nicht sicher.  
Obwohl sich seit geraumer Zeit die Politik damit beschäftigt, tut man sich mit Anpassungen schwer. 

Roland Christen

In der Vergangenheit haben sowohl 
Bundesrat, Parlament oder Volksinitia­
tiven mehrfach versucht, den Eigen­
mietwert abzuschaffen – jedoch erfolg­
los. Nun wird erneut ein Anlauf genom­
men. Seit rund viereinhalb Jahren 
beschäftigt sich die Politik mit dieser 
Steuer und hat nun die lang ersehnte 
konkrete Gesetzesvorlage zur Abschaf­
fung der Eigenmietwertbesteuerung 
verabschiedet. Doch woher stammt 
eigentlich diese Steuer?

Während des Ersten Weltkriegs 
wurde 1915 einmalig eine Sonderabga­
be als Kriegssteuer eingeführt, um die 
fehlenden Zollerträge zu kompensie­
ren. Später wurde sie erneut erhoben, 
um als Krisenabgabe zur Sanierung des 
Bundeshaushalts beizutragen. Diese 
Quersubventionierung wurde ab 1945 
durch die Wehrsteuer abgelöst, die zur 
Tilgung der Kriegsschulden fortgeführt 
wurde. Offiziell wurde die Eigenmiet­
wertbesteuerung 1958 mit der Zustim­
mung von Volk und Ständen einge­
führt.

Berechtigung 
 des Eigenmietwerts

Der Eigenmietwert in seiner heutigen 
Form stellt steuerrechtlich ein Natural­
einkommen dar und muss wie andere 
Einnahmen versteuert werden. Nur 
wird dabei kein Geld vereinnahmt. Es 
handelt sich um ein fiktives Einkom­
men, das vom theoretisch erzielbaren 
Mietwert der Immobilie abgeleitet 

wird. Die Höhe entspricht mindestens 
60 Prozent der Marktmiete und wird 
von der kantonalen Steuerbehörde fest-
gelegt.

Als Argument für diese Denkhal­
tung wird dabei die Gleichbehandlung 
von Mieter und Vermieter genannt. Da 
die Unterhaltsbeiträge und Schuldzin­
sen vom steuerbaren Einkommen ab­
gezogen werden können, wird dieser 
Vorteil der Wohneigentümer mit dem 
fiktiven Einkommen des Eigenmiet­
wertes wieder kompensiert und damit 
eine Art Gleichbehandlung wieder her­
gestellt. Das entspricht dem fundamen­
talen Prinzip der Besteuerung nach 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. 

Nur laufen die Entwicklungen die­
ser beiden Komponenten auseinander. 
Während der Eigenmietwert aufgrund 
Höherbewertungen bei den Immobilien 
in den letzten Jahren stetig zugenom­
men hat, reduzierten sich in der glei­
chen Zeit die Schuldzinsabzüge auf­
grund ständig gesunkener Hypothekar­
zinssätze. In den meisten Fällen ist 
dabei die Steuerlast deutlich höher als 
der Schuldzinsabzug, was zu einer 
Steuerstrafe für Eigenheimbesitzer 
führt.

Der geplante Systemwechsel 
im Überblick

Die Gesetzesvorlage für einen System­
wechsel bei der Wohneigentumsbe­
steuerung wurde nun von der Kommis­
sion für Wirtschaft und Abgaben des 
Ständerates (WAK-S) verabschiedet 
und beinhaltet die folgenden Punkte:

–	 Die Besteuerung des Eigenmietwer­
tes für den Hauptwohnsitz eines 
Haushaltes fällt weg, aber nicht für 
Zweitwohnungen.

–	 Im Gegenzug sollen die Unterhalts- 
und Renovationskosten nicht mehr 
steuerlich abgezogen werden können. 
Ausnahmen für Investitionen in Ener­
giesparen und Umweltschutz können 
kantonal beibehalten werden.

–	 Auch der Abzug für die Hypothekar­
zinsen soll wegfallen. Hier standen 
fünf verschiedene Varianten zur De­
batte, die sich in der Höhe der Schuld­
zinsabzüge unterschieden. Die Kom­
mission hat sich nun für den totalen 
Verzicht der Schuldzinsen entschie­
den, was noch für viel Diskussions­
stoff sorgen wird. 

–	 Ersterwerber sollen für einen befris­
teten Zeitraum von zehn Jahren 
einen Teil der Hypothekarzinsen ab­
ziehen können. Dieser sogenannte 
Ersterwerberabzug beträgt im ersten 
Jahr maximal 5000 Franken, für 
Ehepaare 10 000 Franken und sinkt 
danach jährlich über zehn Jahre li­
near auf null. So wird dem Verfas­
sungsauftrag der Wohneigentums­
förderung Rechnung getragen, steht 
aber im Widerspruch zum deklarier­
ten Ziel, Verschuldungsanreize zu 
senken und die Systemstabilität zu 
stärken.

Wer profitiert bei 
 einer Umstellung?

Für die Mehrheit der Eigenheimbesit­
zer wird ein Systemwechsel positive 

Auswirkungen haben, solange die 
Hypothekarzinsen auf so tiefem Ni­
veau verharren. Ganz besonders profi­
tieren diejenigen Eigenheimbesitzer 
vom Wegfall des Eigenmietwertes, die 
ihre Hypothek bereits weitgehend 
amortisiert haben, da sie im aktuellen 
System kaum etwas vom Eigenmiet­
wert abziehen können. Aber auch 
Rentnerinnen und Rentner würden 
sich über den Wegfall der bisherigen 
Steuerstrafe freuen, da im Pensions­
alter das Einkommen meist stark zu­
rückgeht, der Eigenmietwert als fikti­
ves Einkommen jedoch unverändert 
bleibt. Das fällt bei dieser Altersgruppe 
verhältnismässig viel stärker ins Ge­
wicht und hält sie im heutigen System 
davon ab, ihre Hypothekarschuld in 
grösserem Umfang zu amortisieren, 
obschon das im Alter oft ein grosses 
Anliegen ist.

Allgemein gilt, je tiefer die Zinsen 
und die Verschuldung sind, desto posi­
tiver wirkt sich ein Systemwechsel aus. 
Berechnungen zeigen, dass die Zins­
satzschwelle im Schweizer Durch­
schnitt bei rund drei Prozent liegt. Erst 
wenn die Zinsen deutlich über dieser 
Schwelle liegen, würde der Abzug für 
die Hypothekarzinsen die Steuer für 
den Eigenmietwert wieder ausglei­
chen. Gemäss den Erwartungen der 
Finanzmärkte bleiben aber die Zinssät­
ze noch lange auf tiefem Niveau. Die 
Debatte in dieser Thematik bleibt also 
noch länger spannend. Ein möglicher 
Systemwechsel dürfte kaum vor 2023 
in Kraft treten.

Wie es mit dem Eigenmietwert zukünftig weitergeht, steht momentan noch in den Sternen. Darüber Bescheid zu wissen, ist trotzdem vorteilhaft.  � Bild: Getty
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«Time, not Timing» – eine Börsenweisheit 
Langfristig anlegen  An der Börse ist nicht das «Market Timing» entscheidend, sondern die Zeit im Markt.  

Wer mit dem Markteintritt zu lange wartet, verpasst Renditechancen.

Adrian Bienz *

Das Coronavirus brachte die Märkte 
von heute auf morgen aus dem Gleich­
gewicht. Nach der längsten Hausse der 
Börsengeschichte zeigten die Kurse 
Ende März letzten Jahres erstmals seit 
über zehn Jahren steil nach unten. Der 
Swiss Market Index (SMI) verlor innert 
drei Wochen fast 30 Prozent. Die Folge 
waren panikartige Verkäufe. Doch 
schon kurz nach dem Börsencrash gin­
gen Anleger bereits wieder auf Schnäpp­
chenjagd.

Günstig einkaufen, teuer verkau­
fen: So lässt sich an der Börse leicht 
Geld verdienen, könnte man meinen. 
So einleuchtend die Strategie des 
«Market Timing» in der Theorie klin­
gen mag – in der Praxis ist es schier un­
möglich, den optimalen Zeitpunkt für 
den Kauf oder den Verkauf von Aktien 
zu erwischen. Denn die Marktentwick­
lung lässt sich nicht voraussagen, erst 
recht nicht in so unsicheren Zeiten, wie 
wir sie aktuell erleben. An der Börse ist 
nicht das Timing entscheidend, son­
dern vielmehr die Zeit im Markt. Somit 
ist es auch ein Risiko, nicht investiert zu 
sein. Privatanleger machen oft den 
Fehler, dass sie aufgrund des Herden­
triebs Aktien am Höhepunkt kaufen 
und am Tiefpunkt verkaufen. Und 
wenn die Börse mal rasant talwärts 
fährt, geraten viele umgehend in Panik, 
trennen sich von ihren Aktien – und ver­
harren an der Seitenlinie. 

Market Timing: Risiken 
höher als Chancen

Viele Studien zeigen: Wer die besten 
Tage an der Börse verpasst, schmälert 
seine Rendite erheblich. Zumal statis­
tisch die besten Tage meistens auf die 
schwächsten Tage folgen. Wer ange­
sichts tiefroter Kurse also die Reissleine 
zieht, verpasst die oft heftige Gegenbe­
wegung. Und genau deshalb wird dazu 
geraten, dauerhaft investiert zu sein, 
eben damit man die besten Tage nicht 
verpasst.

Natürlich kann man mit Timing 
unter Umständen auch die schlechtes­
ten Handelstage auslassen, wodurch 
sich der Anlageerfolg enorm steigern 
liesse. Vordergründig könnte man des­
halb annehmen, dass dem Verlust durch 
Market Timing die Chance auf einen un­
gleich höheren Gewinn durch Market 
Timing gegenübersteht. Leider sagen 
solche Zahlenspielereien aber nichts 
über die Eintrittswahrscheinlichkeiten 
aus. Was plausibel aussieht, ist eben 
noch lange nicht Realität. Letztlich ist es 
wahrscheinlicher, im Lotto einen Sech­
ser zu haben, als im Langzeitvergleich 
jeweils exakt die zehn besten oder 
schlechtesten Börsentage zu treffen.

Dividenden und der Zinseszins-
effekt machen den Unterschied

Dividenden sind ein wesentlicher Teil 
der Gesamtrendite von Aktien. Oft 
unterschätzen Anleger die Bedeutung 
der Dividende für den Anlageerfolg. 
Wenn wir die Entwicklung der letzten 
52 Jahre zurückverfolgen, liegt der Ge­
samtertrag mehr als doppelt so hoch 
wie die Kurssteigerung alleine. Voraus­
gesetzt natürlich, dass jede Dividende 
wieder unverzüglich investiert wird.

Weshalb ist die Diskrepanz in der 
Vermögensentwicklung aber so gross, 
wenn doch «nur» die zehn besten Tage 
verpasst oder die Dividenden nicht re­
investiert werden? Sie erklärt sich mit 
dem Zinseszinseffekt. Auf den Aktien­
markt übertragen: Wenn man an den 
besten Börsentagen nicht investiert war 
oder die Dividende nicht regelmässig 

investiert, verringert sich aufgrund der 
entgangenen Gewinne die Vermögens­
basis, auf der man zukünftige Renditen 
erwirtschaftet. Dieser Effekt macht auf 
lange Sicht einen erheblichen Unter­
schied. Einen rundum optimalen Ein­
stiegszeitpunkt bei einer Geldanlage zu 
finden ist nicht möglich. Eine sinnvolle 
Strategie besteht darin, die Anlage­
summe über einen bestimmten Zeit­
raum gestaffelt zu investieren. Damit 
umgeht der Anleger die Problematik 
des richtigen Einstiegszeitpunktes und 
profitiert gleichzeitig vom Durch­
schnittspreiseffekt.

Bessere Gewinne dank  
einem Fondssparplan

Für einen erfolgreichen Vermögens­
aufbau ist es ratsam, in Aktien zu inves­
tieren und dabei nicht allzu viele 
kurzfristige Marktwetten einzugehen.  
Speziell mit Blick auf die künftige Al­

tersvorsorge empfiehlt sich langfristi­
ges und regelmässiges Anlegen, bei­
spielsweise mit einem Fondssparplan. 
Denn je früher man mit dem Investie­
ren beginnt und je mehr man monat­

lich in einen Fondssparplan einbezahlt, 
umso mehr profitiert man vom Zinses­
zinseffekt. Ganz generell gilt: Die Ver­
längerung des Anlagehorizonts ist eine 
der einfachsten Methoden, die Anlage­
erträge zu verbessern und die Wahr­

scheinlichkeit einer negativen Rendite 
deutlich zu verkleinern. Wenn ein An­
leger in den vergangenen 52 Jahren 
zehn Jahre – und zwar am Stück – am 
Schweizer Aktienmarkt investiert war, 

hat er über alle möglichen Perioden 
einen Gewinn erzielt. Im Vergleich: Bei 
einem Anlagehorizont von fünf Jahren 
resultierte seit 1969 in 79 Prozent aller 
möglichen Fünfjahresperioden eine 
positive Rendite. 

Passender Anlagemix  
zur Pensionierung

Mit zunehmendem Alter ändern sich 
die finanziellen Bedürfnisse. Dem muss 
mit einer Anpassung der Anlagestrate­
gie Rechnung getragen werden. Der An­
lagehorizont wird kürzer, Sicherheit 
wird umso wichtiger. Um eine sinnvolle 
Strukturierung ihrer Geld- und Vermö­
gensanlagen kommen Anleger im Ru­
hestand nicht herum – Anpassungen in 
der Anlagestrategie sind jedoch bereits 
in den Jahren vor der Pensionierung 
erforderlich. Priorität kommt dem Ver­
mögenserhalt zu, zudem sollen Vermö­
genserträge die oft auftretende Ein­
kommenslücke im Rentenalter decken. 
Die richtige Anlagestrategie ist ent­
scheidend für einen sorgenfreien Über­
gang in die Pension – eine isolierte 
Betrachtung reicht aber in den aller­
wenigsten Fällen. Es gilt Einnahmen, 
Ausgaben, Vermögen, Schulden, Risi­
ken, Steuern sowie erbrechtliche Fragen 
abzuwägen und schliesslich eine ge­
samtheitliche Planung vorzunehmen.

Strategie, Disziplin und Geduld 
als Erfolgsrezept

Market Timing ist meist reine Glücks­
sache und führt in der Regel zu unter­
durchschnittlichen Renditen. Kursein­
brüche sind schwer vorherzusagen und 
starke Renditen folgen oft auf schlechte 
Renditen. Ein langer Anlagehorizont ist 
das einzige Mittel, um die kurz- und 
mittelfristigen Schwankungen über die 
Zeit auszugleichen. Strategie, Disziplin 
und Geduld bleiben die Basis eines er­
folgreichen Vermögensaufbaus und 
werden auf lange Sicht durch den 
exponentiellen Zinseszinseffekt mit 
einem Zusatzertrag belohnt. 

* Adrian Bienz ist 
Leiter Portfolio 
Management und 
Anlageausschuss 
sowie Partner bei 
Weibel Hess & 
Partner AG

Die 10 besten und schlechtesten Börsentage seit 1969
Basis: Swiss Performance Index (SPI) und Vorgängerindizes in %

Quelle: WHP, www.whp.ch; Grafik: jn
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Ø jährliche Rendite Endbetrag*

Markt 8,1% CHF 5 654

ohne die besten 10 Tag 6,7% CHF 2 974

ohne die besten 20 Tag 5,7% CHF 1 798

ohne die besten 30 Tag 4,8% CHF 1 143

Aktienperformance seit 1969 ohne die besten Börsentage 
Swiss Performance Index (SPI) und Vorgängerindizes in % 

*Anfangsinvestition CHF 100� Quelle: WHP

Ein langer Anlagehorizont hilft, die Rendite zu verbessern. Es braucht jedoch immer auch eine ausgeklügelte Anlagestrategie für den Erfolg.  � Bild: Getty
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ANZEIGE

Die attraktive Zusatzvorsorge
Vorsorgelösung Der Reformstau bei der Altersvorsorge betrifft immer stärker auch die 2. Säule. 

Die 1e-Zusatzvorsorge schafft neue Möglichkeiten. 

Sam Mira *

Die Zahlen sprechen für sich: Jährlich 
werden über vier Milliarden Franken 
Pensionskassengelder umverteilt, ob-
wohl diese theoretisch jeder für sich sel-
ber spart. In einem 1e-Vorsorgeplan 
lässt sich diese Quersubventionierung 
zumindest für den überobligatorischen 
Teil umgehen – und das ist nicht der 
einzige Vorteil dieser Zusatzvorsorge.

Dank Gesetzesänderung 
immer attraktiver

In 1e-Vorsorgeplänen können Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer selber 
bestimmen, wie ihre versicherten Lohn-
anteile über 129 060 Franken angelegt 
werden, sofern ihre Pensionskasse dies 
anbietet. Bis noch im Herbst 2017 war 
das Angebot an 1e-Lösungen relativ 
übersichtlich, dies weil Pensionskassen 
bei einem Austritt von Mitarbeitenden 
den gesetzlichen Mindestbetrag garan-
tieren mussten. Mit der am 1. Oktober 
2017 in Kraft gesetzten Änderung des 
Freizügigkeitsgesetzes � el diese Garan-
tie weg. Dadurch wurde diese Zusatz-
vorsorge deutlich attraktiver und erfreut 
sich seither wachsender Beliebtheit. 
Die Bezeichnung «1e» bezieht sich da-
bei auf den Artikel in der Verordnung 
über die beru� iche Vorsorge (BVV2).

Versicherte können mit 
höherer Rendite rechnen

Durch die Wahl einer individuellen und 
� exibel anpassbaren Anlagestrategie 
können Versicherte eine höhere Rendi-
te erwarten. Auch wenn die Risiken 
hierbei vom Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin selber getragen wer-
den müssen, überwiegen insgesamt die 
Vorteile. Anders als bei der Basisvorsor-
ge bestehen keinerlei Quersubventio-
nen zu anderen Versicherten und es 
müssen keine kollektiven Reserven ge-
scha� en werden. 1e-Pläne scha� en so 
Transparenz über Verwaltungskosten, 
Erträge und Performance.

Für Arbeitgeber fällt 
das  Sanierungsrisiko weg

Auch Arbeitgeber pro� tieren von 1e-
Lösungen. Zum einen reduzieren sich 
gewöhnlich die Versicherungsprämien, 
zum anderen fallen Sanierungsrisiken 
weg, weil bei 1e-Plänen keine Unterde-
ckung möglich ist. Bei international tä-
tigen Unternehmen entsteht zusätzlich 
der Vorteil, dass die Bilanz nach IFRS 
entlastet wird, da keine «IAS 19-Rück-
stellungen» für zukünftige Verp� ich-
tungen gebildet werden müssen. Durch 
die Aufteilung der Vorsorgeguthaben 
auf zwei Stiftungen wird überdies die 
Diversi� kation verbessert. 

Interessante Möglichkeiten 
für alle Beteiligten

1e-Vorsorgepläne sind eine sinnvolle 
Ergänzung zur Basisvorsorge. Sowohl 
Versicherte wie auch Arbeitgeber pro-
� tieren gleichermassen. Die Umvertei-
lung wird eliminiert und die Anlage-
strategie kann auf das Privatvermögen 
abgestimmt werden.

Für die Arbeitgeber fallen die Prä-
mien günstiger aus und die Sanierungs-
risiken fallen weg. Nicht zu vergessen, 
dass ein Unternehmen gerade für be-
gehrte Fachkräfte dank einer � exiblen 
Vorsorgelösung für Kadermitarbeiten-
de attraktiver wird.

Das Angebot an 1e-Vorsorgeplänen 
ist heute vielfältig und wird laufend 
ausgebaut. Arbeitgeber tun gut daran, 
die diversen Möglichkeiten in diesem 
Bereich zu prüfen und zu vergleichen.

* Sam Mira
Anlage- und 
Vorsorgeexperte
bei Weibel Hess & 
Partner AG
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Quelle: WHP, www.whp.ch; Grafik: jn

Wohnimmobilien in der Familie
übertragen: So klappt es!

Klären Sie die Bedürfnisse in der Familie!
Spielen Sie mit dem Gedanken, Ihre Lie-
genschaft auf Ihre Kinder zu übertragen?
Vielleicht haben Ihre Kinder bereits
Interesse bekundet. Vielleicht wird Ihnen
Ihr Eigenheim aber einfach zunehmend
zur Belastung. Oder Sie möchten bereits
heute die Übergabe definitiv regeln, um
spätere Erbstreitigkeiten zu vermeiden.

Planen Sie ihre zukünftige Wohnsituation!
Möchten Sie weiterhin in der Immobilie
wohnen? Können Sie sich vorstellen, in
eine Mietwohnung zu ziehen? Oder ist der
Umzug in eine altersgerechte Eigentums-
wohnung geplant? Diese Überlegungen
bilden eine wichtige Grundlage für die

Und die Steuern?

Grundstückgewinnsteuer: Sie kann
bei Erbvorbezügen und Schenkungen
unter gewissen Umständen aufgescho-
ben werden und wird erst zu einem
späteren Zeitpunkt fällig.

Handänderungssteuer: Rechtsge-
schäfte zwischen Verwandten in auf-
und absteigender Linie einschliesslich
ihrer Partner (Ehegatten, eingetragene
Partner und Lebenspartner, die wäh-
rend mindestens zwei Jahren in ehe-
ähnlicher Beziehung zusammengelebt
haben) sind von dieser Steuer befreit.

Schenkungs- und Erbschaftssteuer:
Ist kantonal unterschiedlich geregelt.
Der Kanton Luzern beispielsweise
kennt keine Schenkungssteuer. Schen-
kungen, die innerhalb der letzten fünf
Jahre vor dem Todestag des Erblassers
an seine Nachkommen erfolgt sind,
unterliegen im Kanton Luzern jedoch
der Erbschaftssteuer, sofern die ent-
sprechende Gemeinde Nachkommen-
erbschaftssteuern vorsieht.

Nicolas Auf der Maur,
Experte für Erbrecht und Willens-
vollstreckungen bei der Luzerner
Kantonalbank, gibt Auskunft.

Diskussion mit Ihren Kindern. Falls Sie in
der Liegenschaft bleiben möchten, haben
Sie neben der Miete die Wahl zwischen
Nutzniessung und Wohnrecht.

Einigen Sie sich darauf, wer die Liegen-
schaft übernimmt und zu welchen
Konditionen!
Die Liegenschaft kann von einem Nach-
kommen alleine (Alleineigentum) oder
zusammen mit den Geschwistern (Mitei-
gentum oder Gesamteigentum) übernom-
men werden. Parallel zur Frage, wer die
Liegenschaft übernimmt, sollte man sich
auch über die Konditionen einigen. Wird
die Liegenschaft verkauft oder (zumindest
teilweise) verschenkt? Die Antwort hängt
nicht zuletzt von den finanziellen Mög-
lichkeiten beider Parteien ab. Dabei beste-
hen folgende drei Varianten:
– Sie verkaufen die Immobilie zum Markt-
wert. Ihre Nachkommen können den
Kaufpreis in bar bezahlen. Aber auch die
Übernahme bestehender Hypothekar-
schulden und die allfällige Einräumung
einer Nutzniessung bzw. eines Wohn-
rechts zählen als Gegenleistung.

– Sie verkaufen die Immobilie unter dem
Marktwert (im Rahmen einer gemisch-
ten Schenkung). In der Regel gilt die
Differenz zum realen Preis als Erbvor-
bezug. Das Gesetz sieht sodann vor,

dass Erbvorbezüge bei einer späteren
Erbteilung unter den Nachkommen aus-
zugleichen sind.

– Sie übertragen die Immobilie ohne finan-
zielle Gegenleistung, das heisst insbeson-
dere ohne Einräumung einer Nutznies-
sung bzw. eines Wohnrechts sowie ohne
Übernahme von Grundpfandschulden.
Für eine allfällige Ausgleichungspflicht
unter den Erben gilt dasselbe wie bei
einer gemischten Schenkung.

Beachten Sie die Auswirkungen auf Ihr
Vermögen!
Bei Schenkungen und Erbvorbezügen sind
zudem längerfristige Folgen zu bedenken:
Wenn Sie Vermögenswerte verschenken,
hat dies Einfluss auf Ihre Einnahmen- und
Vermögensentwicklung, beispielsweise
auch auf den Anspruch auf Ergänzungs-
leistungen der AHV.

Regeln Sie auch die erbrechtlichen
Aspekte!
Die Eigentumsübertragung der Liegen-
schaft verlangt auch innerhalb der Familie
einen öffentlich beurkundeten Vertrag.
Wenn Sie mehrere Nachkommen haben
und die Liegenschaft nicht auf alle über-
tragen, empfiehlt es sich, in einem Erbver-
trag gleichzeitig auch die erbrechtlichen
Aspekte abschliessend zu regeln.
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Reformen sind jetzt dringend nötig
Altersvorsorge  Die Herausforderungen bei der beruflichen Vorsorge sind bekannt: Die steigende Lebenserwartung  

und der sinkende Gewinn bei Anlagen führen dazu, dass immer weniger Geld zur Verfügung steht. 

Silvia Steiner*

Die Rechnung bei der gesetzlichen Vor-
sorge ist eigentlich so einfach wie eine 
Ferienplanung: Man stelle sich vor, für 
zwei Wochen Ferien ist ein Budget von 
3000 Franken vorhanden. Dadurch 
stehen pro Woche 1500 Franken zur 
Verfügung. Macht man aber statt zwei 
Wochen drei Wochen Ferien, verringert 
sich das wöchentliche Budget auf 1000 
Franken pro Woche. Soweit ist das 
logisch. Ein ähnliches Problem besteht 
bei der beruflichen Vorsorge. Aufgrund 
der gestiegenen Lebenserwartung 
muss die Rente länger ausbezahlt wer-
den können. Wird für die Rentenbe-
rechnung jedoch weiterhin mit einem 
zu hohen Umwandlungssatz kalkuliert, 
wird man dieser Entwicklung nicht ge-
recht und das vorhandene Kapital ge-
nügt nicht, um die Rentenverpflichtung 
bis ans Lebensende zu erfüllen. 

Die Rechnung geht  
nicht mehr auf

Aufgrund des aktuell im Gesetz veran-
kerten Umwandlungssatzes von 6,8 Pro-
zent für das obligatorische Altersgutha-
ben reicht das vorhandene Altersgutha-
ben nicht aus, um die Rentenzahlungen 
zu finanzieren. Als die berufliche Vorsor-
ge 1985 eingeführt wurde, betrug der 

Umwandlungssatz sogar 7,2 Prozent. Ab 
2005 wurde dieser schrittweise redu-
ziert. Nebst der Rente für die versicher-
te Person muss auch noch eine allfällige 
Ehegatten-Altersrente einkalkuliert 
werden, die mit diesem Altersguthaben 
ebenfalls finanziert werden soll.

Da nun auch die langfristig erwar-
teten Anlageerträge nicht mehr so üp-
pig ausfallen, wird das Problem zusätz-
lich verschärft. Mit relativ sicheren An-
lagen wie Obligationen kann schon 

länger keine ausreichende Rendite 
mehr erwirtschaftet werden. Die er-
wartete zukünftige Rendite der Vorsor-
gekapitalien der Rentner nennt man 
den technischen Zins.

Die Vermögenswerte  
der Kassen nehmen ab

Bei jeder Pensionierung ergeben sich 
für die Pensionskasse deshalb Pensio-
nierungsverluste. Das führt dazu, dass 
Vermögenswerte der Pensionskasse für 

die Finanzierung der Pensionierungs-
verluste verwendet werden müssen 
und nicht für eine bessere Verzinsung 
der Altersguthaben der Aktiven zur Ver-
fügung stehen. Die Umverteilung be-
steht somit in einer Minderverzinsung 
bei den Erwerbstätigen und beläuft sich 
in der Schweiz jährlich auf rund 4 Mil-
liarden. 

Wenn man als Betrieb auf der Suche 
nach einer neuen Pensionskasse ist, ist 
es für Firmen mit einem höheren Al-

tersdurchschnitt schwierig geworden, 
einen neuen Anschluss zu finden. Die 
Pensionskassen versuchen die Pensio-
nierungsverluste möglichst tief zu hal-
ten und verzichten häufiger als früher 
auf die Abgabe einer Offerte, was es Be-
trieben teilweise verunmöglicht, die 
Kasse zu wechseln. 

Die Umwandlungssätze  
sind beeinflussbar

Die meisten Parameter, die für die Ren-
tenberechnung massgebend sind, kön-
nen wir nicht beeinflussen. An der Ent-
wicklung der Lebenserwartung freuen 
wir uns. Die Anlagerenditen hängen 
stark von den Finanzmärkten ab. Die 
Umwandlungssätze jedoch können und 
sollen wir beeinflussen. Eine Senkung 
des gesetzlich vorgegebenen Umwand-
lungssatzes reduziert die Umverteilung 
und führt durch die bessere Verzinsung 
auch trotz der tieferen Umwandlungs-
sätze zu angemessenen Renten. 

*Silvia Steiner ist 
Finanzplanerin und 
Sozialversicherungs-
expertin bei Weibel 
Hess & Partner AG

Quelle: OAK BV/WHP; Grafik: jn

Umverteilung konkret
Durchschnittlich 0,7% des Vorsorgekapitals werden jährlich
von aktiven Versicherten zu den Rentnern umverteilt
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Selbstständig, auch in der Vorsorge 
Firmengründung  Wer eine Firma gründen möchte,  

muss sich ganz am Anfang die Frage nach der Wahl der Rechtsform stellen. 

Silvia Steiner*

In der Startphase beginnen viele erst 
mal als Einzelunternehmung und wan-
deln diese dann später in eine juristi-
sche Person, sprich eine AG oder 
GmbH um. Es gibt jedoch viele Berufe, 
die öfter als andere die Rechtsform der 
Einzelunternehmung beibehalten. Dies 
sind beispielsweise Berufe im Medizi-
nalbereich, Anwälte, Landwirte etc. 

Pensionskassenguthaben  
als Startkapital

Startet man als Selbständigerwerben-
de oder -erwerbender (nachfolgend SE 
genannt), hat man die Möglichkeit, das 
vorhandene Altersguthaben aus der 
Pensionskasse zu beziehen und als 
Startkapital einzusetzen. Dies ist aber 
nur für SE möglich. Gründet man eine 
AG oder GmbH, entfällt diese Möglich-
keit. Damit man als SE gilt, braucht es 
eine entsprechende Bestätigung der 

AHV. Die AHV prüft, ob tatsächlich 
eine selbstständige Erwerbstätigkeit 
vorliegt oder ob doch eher ein Ange-
stelltenverhältnis vorliegt. Hat man  
beispielsweise lediglich einen Auftrag-
geber, liegt eher ein Angestelltenver-
hältnis vor. Möchte man sein Altersgut-
haben aus der Pensionskasse als Start-
kapital verwenden, muss dies innerhalb 
eines Jahres erfolgen. 

Welche Versicherungen sind obli-
gatorisch und welche freiwillig

Als SE ist man abgesehen von den obli-
gatorischen Beiträgen an die AHV, IV 
und EO nicht verpflichtet, eine weitere 
Sozialversicherung abzuschliessen. 
Doch nur weil man dazu nicht ver-
pflichtet ist, heisst es nicht, dass kein 
Handlungsbedarf besteht. 

Als SE steht es einem frei, wie man 
seine Vorsorge gestalten möchte, denn 
im Gegensatz zu Personen im Anstel-
lungsverhältnis unterstehen SE weder 

der obligatorischen Unfallversicherung 
noch der beruflichen Vorsorge. Jedoch 
besteht die Möglichkeit, beides freiwil-
lig zu versichern. 

Pensionskasse  
im Auge behalten

Die Freiwilligkeit bezüglich des An-
schlusses bei einer Pensionskasse birgt 
auch Risiken. Immer wieder wird da-
durch nämlich die eigene Altersvorsor-
ge vernachlässigt. Die AHV-Altersrente 
beträgt für eine unverheiratete Person 
maximal 28 680 Franken pro Jahr. Da 
den meisten die AHV-Altersrente im 
Alter nicht genügt, um den Lebens-
unterhalt zu bestreiten, ist ein zusätzli-
ches Renteneinkommen sehr wichtig.

Bei einer möglichen Pensionskas-
senlösung stehen grundsätzlich drei 
Möglichkeiten offen. SE können sich 
entweder bei der Pensionskasse ihres 
pensionskassenpflichtigen Personals 
versichern, beim Berufsverband oder 
bei der Stiftung «Auffangeinrichtung 
BVG».

Im Unterschied zum Anschluss bei 
der Pensionskasse des Personals oder 
dem Berufsverband, sind bei der Stif-

tung Auffangeinrichtung die versicher-
ten Leistungen vorgegeben. Es sind 
grundsätzlich die Leistungen gemäss 
dem gesetzlichen Minimum, jedoch ist 
der anrechenbare Lohn höher. Es kann 
ein Lohn bis zum UVG-Lohnmaximum 
von 148 200 Franken abzüglich Koor-
dinationsabzug versichert werden. 

Entscheidet man sich gegen einen 
Pensionskassenanschluss, steht einem 
auch die Möglichkeit der grossen Säule 
3a offen. Dort kann jährlich 20% des 
Einkommens eingezahlt werden, ma-
ximal 34 416 Franken pro Jahr. Ein 
Nachteil der Lösung via grosse Säule 3a 
ist die fehlende Rentenleistung im Zeit-
punkt der Pensionierung. Es werden in 
der Regel lediglich Kapitalien fällig. 
Produkte, die zum Zeitpunkt der Pen-
sionierung mit einer Leibrente ver-
knüpft sind, sind kritisch zu würdigen.

Unfall und Krankheit 
 versichern sind ein Muss

Bezüglich der freiwilligen Unfallversi-
cherung können sich SE bei einer Ver-
sicherungsgesellschaft ihrer Wahl mel-
den und eine Offerte einholen. Die 
Leistungen sind mit Heilungskosten, 

Taggeldern und Renten sehr umfang-
reich und deshalb empfehlenswert. 

Für den kurzfristigen Lohnausfall 
infolge Krankheit, während der ersten 
zwei Jahre, empfiehlt sich zudem der 
Abschluss einer Taggeldversicherung.

Wichtig ist eine bedarfsgerechte 
Deckung für die Risiken Krankheit, Un-
fall und Alter. Sie soll der privaten und 
finanziellen Situation möglichst opti-
mal entsprechen. Eine gute Abstim-
mung der verschiedenen Leistungen ist 
wichtig, damit keine Lücken oder aber 
Doppelversicherungen bestehen.

Im Gegensatz zur Unfallversiche-
rung und der beruflichen Vorsorge sind 
SE in der Arbeitslosenversicherung 
nicht versichert und können dort auch 
nicht freiwillig beitreten. 

*Silvia Steiner ist 
Finanzplanerin und 
Sozialversicherungs-
expertin bei bei 
Weibel Hess &  
Partner AG

Übersicht

Obligatorisch / Freiwillig Beiträge / Finanzierung

AHV / IV / EO / MSE / VSE Obligatorisch max. 10%

Arbeitslosenversicherung Nicht versichert –

Pensionskasse Freiwillig individuell

Unfallversicherung gem. UVG Freiwillig individuell

Säule 3a + 3b Freiwillig individuell

Rechtsformen in der Schweiz 

Quelle: Bundesamt für Statistik; Grafik: jn
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Wer ein eigenes Unternehmen gründet, tut gut daran, die optimale Rechtsform zu wählen. Von dieser sind nämlich unter anderem die Vorsorgemöglichkeiten und die Versicherungen abhängig.� Bild: Getty



Prioritäten setzen auf der Zeitachse
Mögliche Prioritätenliste für ein Ehepaar mit den Jahrgängen 1978 und 1980 und Kindern im Vorschulalter

Quelle: LUKB; Grafik: jn

2021–2025 2026–2030 2031–2035 2036–2040 2041–2045 2046–2050

41/43 46/48 51/53 56/58 61/63 66/68Alter

Mobilität

Eigenheim

Kinderausbildung

Pension

Zeithorizont

Mit Finanzplanung zielgerichtet  
Vermögen aufbauen

Planung  Budgetplanung, Ausgabenplanung und Vermögensaufbau sind die drei erforderlichen Schritte, 
 wenn man grosse Lebensziele finanzieren und einen sorgenfreien Lebensabend geniessen will.

Roger Gabathuler*

Für Menschen, die mitten im Berufsle-
ben stehen, ist das Thema «Vorsorge» 
und der damit verbundene Gedanke 
der Pensionierung noch weit entfernt. 
Dennoch zahlt es sich aus, sich bereits 
frühzeitig Gedanken zu machen, wie 
grössere Ausgaben in der Zukunft fi-
nanziert werden können, etwa Investi-
tionen in die eigene Liegenschaft oder 
die Ausbildung der Kinder. Und auch 
mit Blick auf die Zeit der Pension lohnt 
es sich, die Weichen vorausschauend 
und richtig zu stellen.  

Schritt 1: Ein Budget erstellen

Für die finanzielle Zukunftsplanung 
empfiehlt sich als erster Schritt die Er-
stellung eines Budgets. Darin sind die 
Einnahmen und die wiederkehrenden 
Ausgabenposten zusammengefasst. 
Die Differenz daraus ist der Sparfran-
ken, den man für weitergehende Be-
dürfnisse einsetzen kann. 

Ein solches Budget kann auch hel-
fen, Risiken bei Erwerbsunfähigkeit 
oder Todesfall zu erkennen und diese 
bei Bedarf durch eine Erwerbsunfähig-
keits- oder eine Todesfallkapitalversi-
cherung abzufedern. 

Schritt 2: Die Langfristplanung

Als zweiten Schritt gilt es, die mögli-
chen zukünftigen Ausgabenposten 
systematisch aufzulisten. Zu den gros-
sen Posten zählen sicher Mobilität, 
Eigenheim, Weiterbildung und Kin-
derausbildung – und nicht zuletzt das 
Sparen auf die Pension. So ist es etwa 
mit dem Kauf von Wohneigentum 
nicht getan. Zusätzlich zu den jährli-
chen Zins- und Nebenkosten sowie 
möglichen Amortisationsaufwendun-
gen fallen – abhängig von Baujahr und 
Bauqualität der erworbenen Liegen-
schaft und natürlich von den eigenen 
Ideen – irgendwann grössere Instand-
haltungskosten an: Die Sanierung der 
Küche, ein höherwertiger Innenaus-
bau, die Erneuerung der Fenster, die 
Renovation des Sanitärbereichs oder 
auch Investitionen ins Heizsystem. 
Weil diese Aufwendungen schnell ein-
mal sechsstellig sein können, muss 
man dafür über einen längeren Zeit-
horizont ansparen.

Werden die Kinder später einmal 
ein Studium absolvieren? Im Durch-
schnitt ist pro Kind von jährlichen Stu-
dienkosten, diese beinhalten Gebüh-
ren, Wohnen, Lebensunterhalt, Versi-
cherungen und so weiter, zwischen 
10 000 und 20 000 Franken auszuge-
hen. Hochgerechnet auf fünf Studien-
jahre ergibt dies Ausbildungskosten in 
der Höhe von bis zu 100 000 Franken 
pro Kind.

Die Rückstellungen für die eigene 
Pension sollten auch einen wichtigen 
Stellenwert einnehmen. Die Leistun-
gen der 1. Säule (AHV) und 2. Säule 
(Pensionskasse) decken im Alter in der 
Regel bis zu 60 Prozent des letzten 
Lohnes ab. Oft genügen diese Renten-
leistungen nicht, um den gewohnten 
Lebensstandard zu finanzieren. Somit 
ist klar: Will man den aktuellen Le-
bensstandard auch in der nachberuf-
lichen Zeit halten, benötigt man zu-
sätzliches Kapital, um die Fehlbeträge 
zu decken. Doch wie viel Vermögen 
braucht es dazu? Das lässt sich relativ 
einfach berechnen: Für eine Erhöhung 
der Altersrente um 1000 Franken pro 
Monat müssen bei einem Rentenum-

wandlungssatz von 5 Prozent bis zur 
Erwerbsaufgabe rund 240 000 Fran-
ken zusätzlich in die PK einbezahlt 
oder privat angespart werden (Basis: 
Lebenserwartung von 20 Jahren nach 
der Pensionierung). 

Rechnet man all diese Positionen 
zusammen, resultiert die Höhe der 
Rückstellungen, die man zur Realisie-
rung der Pläne benötigt. Dank des er-
stellten Budgets lässt sich nun die Um-
setzung Schritt für Schritt angehen. 
Nicht alle ausserordentlichen Ausga-
benposten fallen zur gleichen Zeit an, 
weshalb für die Zuteilung des jeweili-
gen Sparbetrages zeitliche Prioritäten 
gesetzt werden können (siehe Illustra-
tion). 

Schritt 3: Der geplante  
Vermögensaufbau 

Liquiditätsreserve: Das erste Element 
des Vermögensaufbaus ist die Schaffung 
einer passenden Liquiditätsreserve. Die-
se Gelder sollen unter normalen Bedin-
gungen nicht angetastet werden, sondern 
bilden eine Art «eiserne Reserve» für 
Notfälle. Als Faustregel gilt: Die Liquidi-
tätsreserve soll während der Erwerbstä-
tigkeit das Sechsfache einer durchschnitt-
lichen Monatsausgabe betragen. Ist die 
gewünschte Liquiditätshöhe erreicht, 
empfiehlt es sich, die weiteren Sparfran-
ken für die Finanzierung der angestreb-
ten grösseren Investitionen auf die Seite 
zu legen. Dazu dienen die Säule 3a und 
der Vermögensaufbau auf freier Basis.

Säule 3a: Mit Einzahlungen in die 
Säule 3a lässt sich steueroptimiert Ka-
pital aufbauen, sei dies auf Basis einer 
Kontolösung oder mit Wertschriften-
sparen. Zahlt man regelmässig ein, 
wächst über die Zeit ein namhafter Ka-
pitalbetrag heran. Dieser kann entspre-
chend den gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen beispielsweise zur Finanzie-
rung eines Eigenheims oder auch für 
die Pension eingesetzt werden. Dazu 
ein Rechenbeispiel:

Ein in Luzern wohnhaftes Ehepaar 
mit einem steuerbaren Einkommen 
von 80 000 Franken zahlt über 20 Jah-
re den aktuellen Maximalbetrag von 
6883 Franken pro Jahr in die Säule 3a 
ein. 

Diese jährlichen Einzahlungen füh-
ren nach 20 Jahren zu einem angespar-
ten Kapital von rund 138 000 Franken. 
Zins, Zinseszins und allfällige Wert-
schriftenerfolge sind hier nicht ein
gerechnet. Zusätzlich ergeben sich 
kumuliert Steuereinsparungen von 
28  000 Franken. Nach Abzug der Ka-
pitalleistungssteuer von 8000 Fran-
ken, die beim Bezug der Gelder aus der 
Säule 3a anfällt, verbleibt somit eine 
Netto-Steuerersparnis von 20  000 
Franken. Wird die Säule 3a wertschrif-
tenbasiert geführt, ergeben sich zusätz-
liche Ertragschancen.

Vermögen aufbauen auf freier 
Basis: Ergänzend zur Säule 3a ist es 
auch sehr sinnvoll, Vermögen auf freier 
Basis aufzubauen. Die Möglichkeiten 
dazu erstrecken sich vom Sparkonto bis 
zu gezielten Fondssparplänen. Ent-
scheidend ist, dass die gewählte An
lageform zu den eigenen (Risiko-)Prä-
ferenzen passt sowie auf die Ziele und 
auf die allfällig angestrebten grossen 
Ausgabenposten ausgerichtet ist.

*Roger Gabathuler 
ist Leiter Finanz­
planungen bei der 
Luzerner Kantonal­
bank AG in Luzern

8

Samstag, 25. September 2021Vorsorgekompass

Um im Alter unbeschwert und sorgenfrei abheben zu können, braucht es eine strukturierte Planung der gesamten Finanzen.  � Bild: Getty
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Wie soll ich mein Vermögen organisieren?
Anlage  Wie viel Risiko eingehen und wie das Vermögen verwalten?  

Die Antworten bilden die Basis für die erfolgreiche Organisation des eigenen Vermögens.

Luca Stadelmann *

Seit mehreren Jahren prägen tiefe oder 
sogar negative Zinsen die Finanzmärk-
te. Es ist aktuell kaum möglich, mit rei-
nem Kontosparen die Kaufkraft der Er-
sparnisse zu sichern. Anlagen verspre-
chen bessere Renditechancen. Dabei 
gilt es einige Grundsätze zu beachten.

Die Rendite ist immer eine Ent-
schädigung für die beim Anlegen ein-
gegangenen Risiken. Anders gesagt: Je 
höher die Renditechance, desto höher 
auch das Risiko – zum Beispiel in Form 
von Kursschwankungen. Anlegerinnen 
und Anleger sind darum gut beraten, 
ganz zu Beginn die Fragen im Bezug 
zum Risiko zu beantworten. Wie viel 
Risiko kann ich aufgrund meiner Le-
benssituation eingehen, das heisst wie 
gross ist meine Risikofähigkeit und wie 
viel Risiko will ich eingehen, damit ich 
mich dabei noch wohl fühle? Die bei-
den Perspektiven Risikofähigkeit und 
Risikobereitschaft ergeben das indivi-
duelle Anlegerprofil. Dieses bildet die 
Grundlage für die Definition der per-
sönlichen Anlagestrategie. 

Risikomindernd: Diversifikation 
und langer Anlagehorizont

Unabhängig davon, wie das Vermögen 
angelegt ist, gibt es risikomindernde 
Faktoren. Einerseits spricht man von 
der Diversifikation. Wer nicht alle Eier 
in den gleichen Korb legt, sprich sein 
Vermögen auf eine Vielzahl möglichst 
unabhängiger Anlagen verteilt, etwa 
in einem Anlagefonds, ist besser gegen 
Verlustrisiken geschützt. Anderseits 
spielt auch der Anlagehorizont eine 
wesentliche Rolle. Je länger das Geld 
angelegt ist, umso grösser ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sich der Wert der 
Anlagen nach allfälligen Einbussen 
wieder erholen kann.

Selbst anlegen, sich beraten 
lassen oder alles delegieren?

Eine weitere Frage, die sich Anlegerin-
nen und Anleger stellen müssen, lau-
tet: Will ich meine Anlagen selbst aus-
wählen und verwalten oder ziehe ich 
es vor, diese Aufgabe an Dritte zu de-
legieren? Grundsätzlich stehen drei 
Varianten zur Auswahl:

•	 Selbst investieren: Hier agieren 
Anlegerinnen und Anleger ohne 
Beratung durch die Bank, fällen alle 

Entscheidungen aufgrund eigener 
Recherchen und setzen auch die 
Transaktionen selber um. Entspre-
chende Angebote der Banken gibt es 
bei den Banken unter jeweils unter-
schiedlichen Produktbezeichnungen.

•	 Vermögensberatung: Die Bank 
steht den Kundinnen und Kunden 
bei einem Vermögensberatungs-
mandat im ganzen Anlageprozess 
von der Bestimmung des Anleger-
profils, der Definition der Anlage-
strategie bis zur Umsetzung (in Form 
von Anlagevorschlägen) und zur 

Überwachung des Portfolios bera-
tend zur Seite. Die einzelnen Anlage-
entscheide liegen aber immer noch 
bei den Kundinnen und Kunden.

•	 Vermögensverwaltung: Nach der 
gemeinsamen Festlegung einer Stra-
tegie fällen nicht mehr die Kundin-
nen und Kunden die einzelnen 
Anlageentscheide, sondern delegie-
ren dies in Form eines Vermögens-
verwaltungsmandates an die Bank. 
Dort verwalten Spezialisten das 
Portfolio professionell und passen es 
aufgrund der jeweiligen Marktein-

schätzungen oder Kursbewegungen 
laufend an. Sie stellen ebenfalls eine 
regelmässige Berichterstattung an 
die Kundinnen und Kunden sicher.

Vermögensverwaltungslösungen wa-
ren lange Zeit nur sehr vermögenden 
Kunden vorbehalten. Mittlerweile 
werden sie bereits Kundinnen und 
Kunden ab einem Vermögen von 
100 000 Franken angeboten. Bei 
Anlegerinnen und Anlegern, die wenig 
Zeit für ihre Vermögensorganisation 
aufwenden und trotzdem von einer 
hohen Professionalität und einem 

umfassenden Service profitieren 
möchten, erfreuen sich Vermögens-
verwaltungsmandate steigender Be-
liebtheit.

* Luca Stadelmann 
ist Teamleiter Privat-
kunden bei der 
Luzerner Kantonal-
bank AG in Luzern.

Für weitsichtige Vermögensorganisationen empfiehlt es sich, bei Bedarf Experten beizuziehen, um wichtige Fragen zu klären.  � Bild: Getty

Das Naheliegende
und auch alles Weitere.

luzernerzeitung.ch
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Generationenübergreifend denken und handeln
Nachlass  Unabhängig davon, wie man sein Vermögen weitergeben will:  

Je früher man sich damit auseinandersetzt, umso grösser sind die Gestaltungsmöglichkeiten.

Michèle Steiner-Ludin *

Die Frage, wie man dereinst sein Ver-
mögen weitergeben will, ist nicht im-
mer einfach zu beantworten: Schen-
kung oder Erbvorbezug schon zu Leb-
zeiten? Oder erst nach dem Tod? Soll 
dies mittels eines Testaments oder Erb-
vertrags geschehen? Und sollen auch 
Personen oder Institutionen ausserhalb 
des gesetzlichen Erbenkreises etwas 
erhalten? Mit der steigenden Lebens-
erwartung sind Erben heute vielfach 
bereits selbst im Pensionsalter. Darum 
sind Erbvorbezüge und Schenkungen 
bereits zu Lebzeiten häufiger gewor-
den. Für Erblasser lohnt es sich somit, 
sich bereits frühzeitig Gedanken um 
ihren Nachlass zu machen. Nachfol-
gend einige Tipps.

Schenkungen sorgfältig planen

Falls man bereits zu Lebzeiten eine Per-
son begünstigen möchte und es die 
finanzielle Situation zulässt, ist ein Erb-
vorbezug oder eine Schenkung prüfens-
wert. Eine solche Schenkung oder ein 
Erbvorbezug kann auch steuerliche 
Vorteile bringen, weil sie beispielsweise 
im Kanton Luzern erbschaftssteuerfrei 
ist, sofern sie mehr als fünf Jahre vor 
dem Versterben des Erblassers erfolgt. 
Je nach Familienkonstellation sind aber 
die erbrechtlichen Regelungen zu be-
achten: Das Gesetz sieht beispielsweise 
vor, dass Nachkommen einen Pflicht-
teil haben und grundsätzlich zu glei-
chen Teilen erben. Der Erbvorbezug 
eines einzelnen Familienmitgliedes 
wird somit spätestens bei Ableben des 
Schenkers wieder zum Thema. Schen-
ker haben jedoch die Möglichkeit, 
einen bestimmten Erben ausdrücklich 
von der Ausgleichungspflicht zu entbin-
den. Wird dabei der Pflichtteil anderer 
Erben verletzt, so kann diese Schen-
kung jedoch angefochten und der 
Pflichtteil eingefordert werden. Bei der 
Schenkung einer Liegenschaft ist zu-
dem zu beachten, dass für die Höhe der 
Ausgleichung der Wert der Liegen-
schaft im Zeitpunkt des Todes des Erb-
lassers massgebend ist. Die seit der 
Übertragung der Liegenschaft einge-
tretene Wertsteigerung wird somit 
berücksichtigt. Aufgrund dieser Rah-
menbedingungen empfiehlt es sich, als 
Erblasser vorgängig Erbrechtsexperten 
beizuziehen und das Vorgehen in einem 
Todesfall am besten in einem Erbver-

trag festzuhalten. Ein Erbvertrag muss 
öffentlich beurkundet werden.

Vermögensübergang nach dem 
Tod: Testament oder Erbvertrag

Haben Erblasser keine Vorkehrungen 
getroffen, so kommt nach dem Tod die 
gesetzliche Erbfolge zum Tragen. An 
erster Stelle stehen dabei der überle-
bende Ehegatte, die überlebenden, 
eingetragenen Partnerinnen oder 
Partner sowie die Nachkommen. 
Wenn kein Ehegatte und keine Kinder 
vorhanden sind, erben die Eltern.

Wer von der gesetzlichen Erbfolge 
abweichen will, kann ein Testament 
verfassen. Das Testament ist die ein-
fachste Form der Nachlassplanung. 
Auch hier gilt: Allfällige Pflichtteile 
sind zu beachten. Das Testament 
muss von Anfang bis zum Ende hand-
schriftlich verfasst, mit Ort und 
Datum versehen und unterzeichnet 
werden. Der Vorteil eines so verfass-
ten Testaments ist, dass man es jeder-
zeit abändern und den aktuellen Ge-
gebenheiten und Wünschen anpassen 
kann. 

Will man bereits heute verbindlich 
festlegen, eine bestimmte Person zu 
begünstigen, ist der Abschluss eines 
Erbvertrages sinnvoll. Einem solchen 
Vertrag müssen jedoch pflichtteilsge-
schützte Erben zustimmen, wenn ihre 
Pflichtteile tangiert sind. Häufig ver-
zichten gemeinsame Nachkommen in 
einem Erbvertrag zu Gunsten des 
überlebenden Ehegatten auf ihr 
Pflichtteilsrecht. Erbverträge sind im-
mer öffentlich zu beurkunden, damit 
sie Gültigkeit erlangen. Auch hier ist 
es sinnvoll, frühzeitig Erbrechtsfach-

leuten beizuziehen, damit eine juris-
tisch wasserdichte Lösung entsteht 
und der Familienfrieden gewährleis-
tet bleibt. 

*Michèle Steiner- 
Ludin, MLaw Rechts-
anwältin, ist Expertin 
für Erbrecht und 
Willensvollstreckun-
gen bei der Luzerner 
Kantonalbank AG in 
Luzern

Es lohnt sich, frühzeitig das Thema Weitergabe des Vermögens anzugehen. So lassen sich einige unliebsame Überraschungen vermeiden.� Bild: Getty

ANZEIGE
Depotanalyse 
Nachhaltigkeits-Check

Die richtige Zusammensetzung seiner 
Wertschriftenanlagen ist entscheidend.  
Neben Chancen und Risiken spielt die 
Nachhaltigkeit bei Kapitalanlagen eine 
immer wichtigere Rolle.
Eine unabhängige Zweitmeinung bringt 
Klarheit, gibt Sicherheit und schafft 
Vertrauen.

•	 Diversifikation
•	 Risiken / Chancen
•	 Kosten
•	 Nachhaltigkeit

Senden Sie einen aktuellen  
Depotauszug an:
Weibel Hess & Partner AG
Depotanalyse / Nachhaltigkeits-Check
Inseliquai 12A
6002 Luzern

Oder per E-Mail direkt  
an unsere Experten

Adrian Bienz
Finanz- und  
Anlageexperte
E-Mail: a.bienz@whp.ch
Telefon 041 619 59 55

Roland Christen
Vermögens- und  
Anlageexperte
E-Mail: r.christen@whp.ch
Telefon 041 619 59 60

Sam Mira
Anlage- und  
Vorsorgeexperte
E-Mail: s.mira@whp.ch
Telefon 041 619 59 57 

www.whp.ch/vorsorgekompass
www.whp.ch/experten-mail 
www.whp.ch/nachhaltigkeits-check

Zentralschweizer BVG- und
Stiftungsaufsicht (ZBSA)

BVG-Seminar
für Stiftungsräte/-innen, Geschäftsführer/-innen,  

Revisionsstellen und weitere Interessierte
Die Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA) führt am

Mittwoch, 17. November 2021, bzw.
Donnerstag, 18. November 2021, jeweils um 14.15 Uhr, im Grand Casino Luzern

ihr jährliches Seminar als Präsenzveranstaltung mit zusätzlichem Livestream am Mittwoch,  
17. November 2021, durch. An diesem Seminar wird praxisnah über aktuelle Themen der beruflichen 
Vorsorge orientiert, wie z.B. Cyber-Risiken, aktuelle Rechtsprechung, Immobilien und BVG 2020.
Anmeldung über www.zbsa.ch; Anmeldeschluss: 3. November 2021.

Weitere Informationen auf www.zbsa.ch. Für allfällige Fragen steht Ihnen die ZBSA unter 
Telefon 041 228 65 23 gerne zur Verfügung.

Luzern, im September 2021

Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA)
Die Geschäftsleiterin: lic. iur. Barbara Reichlin Radtke E.M.B.L.-HSG
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